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Gesetzentwurf

Hannover, den 26.02.2018
Der Niederséchsische Ministerprasident
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes

Frau
Prasidentin des Niedersachsischen Landtages
Hannover

Sehr geehrte Frau Prasidentin,
anliegend ubersende ich den von der Landesregierung beschlossenen
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Niedersichsischen Brandschutzgesetzes

nebst Begriindung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizufiihren. Gleichzeitig
beantrage ich, den Gesetzentwurf gemaf § 24 Abs. 2 Satz 1 der Geschéftsordnung des Nieder-
sachsischen Landtages sogleich an einen Ausschuss zu Uberweisen. Eine Gesetzesfolgenab-
schétzung hat stattgefunden.

Federfihrend ist das Ministerium fir Inneres und Sport.

Mit freundlichen GriiRen

Stephan Weil
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Entwurf

Gesetz
zur Anderung des Niedersdchsischen Brandschutzgesetzes

Artikel 1
Anderung des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes

Das Niedersachsische Brandschutzgesetz vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBI. S. 269), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. September 2017 (Nds. GVBI. S. 297), wird wie folgt
geandert:

1. §2 Abs. 4 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 1 wird wie folgt geéndert:
aa) In Nummer 2 wird am Ende das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.
bb) Nummer 3 erhalt folgende Fassung:

»3. fur eine dem Stand der Technik entsprechende Funkversorgung der Feuer-
wehr innerhalb von Geb&uden zu sorgen, soweit sie nicht durch die in § 3
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 genannten Anlagen sichergestellt ist, und“.

cc) Es wird die folgende Nummer 4 angefugt:

.4.  Feuerwehrplane zu erstellen, fortzuschreiben und der Feuerwehr zur Verfi-
gung zu stellen,*.

b) In Satz 4 wird die Verweisung ,Satz 1 Nrn. 1 bis 3" durch die Verweisung ,Satz 1 Nrn. 1
bis 4" ersetzt.

2. 8§12 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

+(2) 'Der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr kann als Vollmitglied angehd-
ren, wer Einwohnerin oder Einwohner der Gemeinde ist oder fiir Einsétze regelmaRig zur
Verfiigung steht, fiir den Einsatzdienst personlich und gesundheitlich geeignet ist und
das 16. Lebensjahr vollendet hat. ’Ein Vollmitglied kann der Einsatzabteilung einer ande-
ren Freiwilligen Feuerwehr unter den Voraussetzungen des Satzes 1 als Mitglied, das
nur flr Einsatze zur Verfigung steht (Doppelmitglied), angehdéren. *Die Zugehdrigkeit zur
Einsatzabteilung endet spéatestens mit Vollendung des 67. Lebensjahres.”

b) Dem Absatz 3 werden die folgenden Satze 4 bis 7 angefiigt:

,‘Bestehen fir das Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr feststehende Arbeitszeiten, so
sind die Zeiten der Freistellung, die innerhalb der Arbeitszeit liegen, gutzuschreiben. °Bei
gleitender Arbeitszeit mit festgelegter Kernarbeitszeit sind die Zeiten der Freistellung, die
in der Kernarbeitszeit liegen, gutzuschreiben; Zeiten von Téatigkeiten fur die Freiwillige
Feuerwehr nach den Séatzen 1 bis 3, die im Arbeitszeitrahmen, aber aul3erhalb der Kern-
arbeitszeit liegen, sind nur gutzuschreiben, wenn das Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr
den Zeitpunkt der Téatigkeit nicht frei wahlen konnte. ®Bei gleitender Arbeitszeit ohne
festgelegte Kernarbeitszeit sind die Zeiten von Tatigkeiten fur die Freiwillige Feuerwehr
nach den Satzen 1 bis 3, die im Arbeitszeitrahmen liegen, gutzuschreiben, wenn das
Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr den Zeitpunkt der Tatigkeit nicht frei wahlen konnte.
In den Fallen der Satze 5 und 6 ist hochstens die auf diesen Tag entfallende durch-
schnittliche Arbeitszeit, einschlieB3lich Zeiten erbrachter Arbeits- oder Dienstleistung, gut-
zuschreiben.”

c) In Absatz 4 Satz 2 wird die Verweisung ,Absatz 2 Satz 2“ durch die Verweisung ,Ab-
satz 2 Satz 3" ersetzt.



Niederséchsischer Landtag — 18. Wahlperiode Drucksache 18/420

d) Absatz 6 erhélt folgende Fassung:

+(6) 'Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr haben lber Angelegenheiten, die
ihnen bei ihrer Téatigkeit bekannt geworden sind, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt
auch nach Beendigung der ehrenamtlichen Tétigkeit. ’lhnen ist es insbesondere unter-
sagt, Auskiinfte Uber Einsatze zu erteilen sowie Bildaufnahmen und Bild- und Tonauf-
zeichnungen weiterzugeben. *Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte oder eine von ihr oder ihm beauftragte Person weist die Mitglieder der
Freiwilligen Feuerwehr vor Aufnahme ihrer Tatigkeit auf die Pflicht zur Verschwiegenheit
hin und bestimmt Personen, die zur Auskunftserteilung berechtigt sind.”

3. 8§13 Abs. 3 erhélt folgende Fassung:

+(3) 1Mitglied der Jugendfeuerwehr kann sein, wer das 10. Lebensjahr vollendet hat. Die
Mitgliedschaft endet spatestens mit Ablauf des Jahres, in dem das 18. Lebensjahr vollendet
wird.”

4.  § 16 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Hilfeleistung“ die Worte ,in ihren Unterneh-
men und Einrichtungen* eingefugt.

b) Absatz 6 wird wie folgt gedndert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
bb) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

,,zBeschaftigte des Fachministeriums oder der von ihm bestimmten Landesbehdérde
sind befugt, zu diesem Zweck bauliche Anlagen, Anlagen nach § 3 Abs. 5 BIm-
SchG und die zugehérigen Grundstiicke der wirtschaftlichen Unternehmen und 6f-
fentlichen Einrichtungen zu betreten und zu besichtigen.”

5. In 8 20 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe ,63." durch die Angabe ,67.“ ersetzt.
6. 821 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:
.Ehrenamtliche Fihrungskréfte und Funktionstrager in der Kreisfeuerwehr*.
b) Absatz 3 Satz 2 erhélt folgende Fassung:

,’8 12 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satze 1, 2 und 4 bis 7 und Abs. 6 sowie § 20 Abs. 3 und 4
Satz 2 gelten entsprechend.”

c) Es wird der folgende Absatz 11 angefigt:

»(11) Fir Funktionstrager in der Kreisfeuerwehr gilt § 12 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Sat-
ze 1, 2 und 4 bis 7 und Abs. 6 entsprechend.”

7. 822 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Fachministerium“ die Worte ,oder die von ihm be-
stimmte Landesbehdérde” eingefugt.

b) Absatz 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,,2§ 12 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satze 1, 2 und 4 bis 7 und Abs. 6 sowie § 20 Abs. 3 und 4
Satz 2 gelten entsprechend.”

8. 8§23 Abs. 4 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

IBei Gefahrenlagen, die Uber das Gebiet eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt hin-
ausgehen oder die wegen ihrer Art oder ihres Ausmafes abgestimmter MalRnahmen bedir-
fen, kann die Landesbranddirektorin, der Landesbranddirektor, eine feuerwehrtechnische Be-
amtin oder ein feuerwehrtechnischer Beamter einer vom Fachministerium bestimmten Lan-
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desbehérde die Einsatzleiterin oder den Einsatzleiter bestimmen oder die Einsatzleitung
tibernehmen, wenn ein dringendes 6ffentliches Interesse dies erfordert.”

9. §27 Abs. 2 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 3 wird gestrichen.
b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und erhalt folgende Fassung:

»Die gemal Satz 1 oder 2 bestellten Personen sind befugt, zum Zweck der Brandverhi-
tungsschau Anlagen nach Absatz 1 Satz 1 und die zugehdrigen Grundstiicke zu betreten
und zu besichtigen.”

10. § 31 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satze 2 und 3 erhélt folgende Fassung:

,>Soweit das Land diese Aufgaben nach §5 Abs. 3 einer Kommune ubertragen hat,
kann diese stattdessen die Erstattung von Gebiuhren und Auslagen verlangen. %8 29
Abs. 2 Satz 3 sowie Abs. 3 und 4 Satz 2 gilt entsprechend.”

b)  Absatz 3 erhdlt folgende Fassung:

#(3) 'Das Land kann nach MaRgabe des Niederséchsischen Verwaltungskostenge-
setzes die Erstattung der Kosten verlangen, die bei Einsatzen in den urspriinglich ge-
meindefreien Gebieten nach 8§ 5 Abs. 6 Satz 1 entstehen; § 29 Abs. 1 bis 4 gilt entspre-
chend. “Soweit das Land diese Aufgaben nach 8 5 Abs. 6 Satz 2 einer Kommune Uber-
tragen hat, kann diese stattdessen Gebihren und Auslagen erheben; § 29 Abs. 1 bis 4
gilt entsprechend.”

11. § 32 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,,lMithiedern der Freiwilligen Feuerwehr, die als Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer
oder zur Ausbildung beschaftigt sind, ist fur Zeiten, die ihnen nach § 12 Abs. 3 Satze 4
bis 7 gutgeschrieben worden sind, das Arbeitsentgelt, das sie ohne Teilnahme am Feu-
erwehrdienst bei regelméRiger Arbeitsleistung erhalten héatten, von ihrem Arbeitgeber
fortzuzahlen.”

b) Dem Absatz 2 werden die folgenden Sétze 6 und 7 angefligt:

,Die Gemeinden kénnen durch Satzung bestimmen, dass den privaten Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgebern die durch Freistellungen nach § 12 Abs. 3 Satze 1 und 3 entste-
henden zusatzlichen Kosten erstattet werden. ‘In der Satzung ist die Hohe der Erstat-
tung festzulegen.”

c) Es wird der folgende Absatz 3 angefgt:

+(3) Fur ehrenamtliche Fuhrungskréfte und Funktionstrager in der Kreisfeuerwehr
sowie flr ehrenamtliche Flhrungskréafte des Landes gelten die Abséatze 1 und 2 entspre-
chend.”

12. Nach § 32 wird der folgende § 32 a eingefugt:

.832a
Leistungen bei Gesundheitsschaden

(2) 'Erleidet ein Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr einen Gesundheitsschaden, der
durch ein auRBeres Ereignis ausgelost wurde, das im zeitlichen und 6rtlichen Zusammenhang
mit dem Feuerwehrdienst steht, und der aus medizinischen Griinden nicht auf einen Versiche-
rungsfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung zuriickzufiihren ist, so hat es in ent-
sprechender Anwendung der Richtlinie fur die Gewahrung von Mehrleistungen (Anlage zu
§ 21 Abs. 3 der Satzung der Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen vom 6. April 2011 - 6f-
fentlich bekannt gemacht im Internet unter www.fuk.de -)
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13.

14.

15.

1.  Anspruch auf Leistungen nach § 2 der Richtlinie und

2. unter den Vorrausetzungen des 8 1 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie Anspruch auf Tagegeld
nach 8 2 Abs. 5 und 6 der Richtlinie mit der Mafl3gabe, dass dieses nur ab dem 15. Tag
und langstens bis zum 60. Tag der Arbeitsunfahigkeit gezahlt wird.

Der Anspruch besteht nur, soweit Anspriiche aus anderen Rechtsverhéltnissen nicht beste-
hen. 3§ 116 des Zehnten Buchs des Sozialgesetzbuchs gilt entsprechend.

(2) Yzur Befriedigung der Anspriiche nach Absatz 1 richtet die Feuerwehr-Unfallkasse
Niedersachsen einen Fonds ein. “Die Mittel fiir die Leistungen des Fonds werden auf die
Landkreise und kreisfreien Stadte umgelegt. *Die Hohe der Zahlungen richtet sich nach der
Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner. “Das Nahere regelt die Feuerwehr-Unfallkasse Nie-
dersachsen durch Satzung.”

§ 33 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird wie folgt geéndert:
aa) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefiigt:

L~Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr, die keinen Anspruch auf Verdienstausfall
geltend machen kénnen, kann die Entschadigung durch einen angemessenen
Pauschalstundensatz als Ausgleich von besonderen Nachteilen im Bereich der
Haushaltsfiihrung oder im sonstigen beruflichen Bereich gewahrt werden.“

bb) Die bisherigen Satze 3 und 4 werden Satze 4 und 5.
b) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingeftigt:

»(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten fiir ehnrenamtliche Fuhrungskréafte und Funktionstra-
ger in der Kreisfeuerwehr sowie fir ehrenamtliche Fuhrungskrafte des Landes entspre-
chend.”

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt geéndert:
Die Verweisung ,Absétzen 1 bis 4" wird durch die Verweisung ,Absétzen 1 bis 5" ersetzt.
d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.
§ 37 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird die folgende neue Nummer 1 eingefugt:

.1, entgegen § 12 Abs. 6 Satze 1 und 2 Verschwiegenheit liber eine Angelegenheit,
die bei der Téatigkeit bei der Freiwilligen Feuerwehr bekannt geworden ist, nicht
wahrt,".

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 10 werden Nummern 2 bis 11.

§ 40 erhalt folgende Fassung:

.8 40
Ubergangsvorschrift

8 32 aist erst ab dem 1. Januar 2019 anzuwenden.”

Artikel 2
Einschrankung von Grundrechten

Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach

MaRgabe des Artikels 1 Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. bb dieses Gesetzes eingeschrankt.
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Artikel 3
Neubekanntmachung

Das fur Inneres zusténdige Ministerium wird erméchtigt, das Niederséchsische Brandschutz-
gesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Begriindung
A. Allgemeiner Teil
. Anlass, Ziele und Schwerpunkte des Entwurfs

Das zum 18. Juli 2012 in Kraft getretene Niedersachsische Brandschutzgesetz (NBrandSchG) hat
sich in der Praxis grundsatzlich bewahrt. Es ist jedoch in einigen Punkten zu verbessern bzw. zu
modernisieren. So sind aufgrund von Stellungnahmen und Anregungen im Gesetzentwurf eine Rei-
he von Anderungen und Ergénzungen vorgenommen worden. Daneben sollen bestehende Ausle-
gungsprobleme, die im Gesetzesvollzug aufgetreten sind, kiinftig rechtlich eindeutig geregelt wer-
den.

Il.  Wesentliche Ergebnisse der Gesetzesfolgenabschéatzung

Mit den vorgesehenen Ergéanzungen und Anderungen des Niederséichsischen Brandschutzgeset-
zes kdnnen die verfolgten Ziele erreicht werden. Alternativen sind nicht ersichtlich.

Die Erganzungen und Anderungen des Niedersichsischen Brandschutzgesetzes filhren nicht zu
Kosten, die gegenuber den Kommunen einen finanziellen Ausgleich durch das Land zur Folge oder
Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes héatten.

Auswirkungen auf Private oder auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes kdnnen sich
aus der Erweiterung der Befugnis der Gemeinden nach 8 2 Abs. 4 Nr. 3 und der neuen Nr. 4 (neu)
ergeben.

Ill.  Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landesentwicklung

Spezifische Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landesentwicklung erge-
ben sich nicht.

IV. Auswirkungen auf Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Mannern

Der Gesetzentwurf wirkt sich nicht auf die Gleichstellung von Frauen und Mannern oder Familien
aus.

V. Auswirkungen auf Familien und Menschen mit Behinderungen

Familien und Menschen mit Behinderungen sind durch die beabsichtigten Anderungen ebenfalls
nicht besonders betroffen.

VI. Voraussichtliche Kosten und haushaltsmaige Auswirkungen des Entwurfs

Das in § 2 Abs. 4 Nr. 3 aufgenommene Anpassungsverlangen fur vorhandene analoge Gebaude-
funkanlagen an den Stand der Technik und die Moglichkeit Feuerwehrplane (nach DIN 14095) zu
verlangen, kann - auch als Auffangregelung - bei Dritten zu finanziellen Aufwendungen fiihren.

Die Anzahl bisher noch nicht angepasster Gebaudefunklagen ist nicht bekannt. Auch sind die er-
forderlichen Aufwendungen vom Einzelfall abhéngig. Ebenso ist die Anzahl der sogenannten nicht
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geregelten Sonderbauten nicht bekannt. Die Notwendigkeit eines Feuerwehrplanes hangt zudem
von der Beurteilung des Einzelfalles durch die Gemeinde ab. Insoweit kbnnen die Aufwendungen
der Hohe nach insgesamt nicht konkretisiert werden.

Die Regelungen zur Gutschrift von Arbeitszeiten bei Freistellung (8 12 Abs. 3) vermag in einzelnen
Fallen zu héheren Anspriichen der Arbeitgeber auf Erstattung fortgezahlten Arbeitsentgeltes ge-
geniber den Kommunen fiihren. Den ehrenamtlich in der Gefahrenabwehr tétigen Mitgliedern der
Freiwilligen Feuerwehr und ihren Arbeitgebern wird nunmehr hinsichtlich der Gutschrift von Arbeits-
zeiten eine einheitliche Auslegung des Grundsatzes, dass keine Nachteile aus der Tatigkeit er-
wachsen durfen, an die Hand gegeben. GleichermalR3en gilt dies fur die Klarstellung, dass Regelun-
gen auch auf ehrenamtliche Flhrungskrafte und Funktionstrager der Landkreise sowie ehrenamtli-
che Fuhrungskrafte des Landes anzuwenden sind.

Nach § 32 a richtet die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen (FUK) einen durch Umlage finanzier-
ten Fonds ein. Die Landkreise und kreisfreien Stadte entrichten Beitrage fiir ihre jeweiligen ehren-
amtlich Tatigen, die dort abgesichert werden sollen. Der Fonds gewahrt Angehdrigen der Freiwilli-
gen Feuerwehren Leistungen bei erlittenen Gesundheitsschaden im Feuerwehrdienst, die die FUK
nicht als Versicherungsfall im Sinne der Gesetzlichen Unfallversicherung anerkennen darf.

Nach einer ersten Einschatzung der FUK waren bis zu 20 Falle pro Jahr zu entschadigen. Die
Summe der Entschadigungsleistungen wiirde bei ca. 30 000 Euro pro Jahr liegen.

Die Mittel fiir die Ausgaben des Fonds werden vergleichbar zur Umlage fiir die Aufbringung der Mit-
tel der FUK als Gesetzlicher Unfallversicherer nach der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner
erhoben. Der Beitrag dirfte in der GréRenordnung von 0,005 Euro (0,5 Cent) pro Einwohnerin und
Einwohner liegen.

Insgesamt liegen die Kosten fiir den Fonds unter der Erheblichkeitsschwelle nach Artikel 57 Abs. 4
der Niederséachsischen Verfassung.

VII. Beteiligung von Verbanden und Organisationen

Zu dem Gesetzentwurf sind

— die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande Niedersachsens,
— die Unternehmerverbéande Niedersachsen e. V. (UVN),

— der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e. V. (LFV),

— die Landesvertretung der Handwerkskammern Niedersachsen,

— die Ver.di,

— die Industrie- und Handelskammer Niedersachsen, Landesarbeitsgemeinschaft der niedersach-
sischen Industrie- und Handelskammern,

— die komba Gewerkschaft Niedersachsen,

— die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in Niedersachsen (AGBF Nieder-
sachsen),

— die Niedersachsische Jugendfeuerwehr e. V. im Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e. V.
(NJF),

— die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen (FUK),
— der Deutsche Gewerkschaftsbund Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt (DGB),

— die Bundesvereinigung Fachplaner und Sachversténdige fir den vorbeugenden Brandschutz
e. V. (BFSB),

— die Deutsche Feuerwehrgewerkschaft (DFeuG),
— der Berufsverband Feuerwehr e. V. Niedersachsen und
— die Ingenieurkammer Niedersachsen (IKN)

angehort worden.
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AuRerungen der Beteiligten:

Stellungnahmen und Anderungsvorschlage (zu Artikel 1) wurden von den Angehérten zu folgenden
Punkten abgegeben.

1.  Zu Nummer 1:
Feuerwehrbedarfsplan:

Die AGBF Niedersachsen regt an, die ,Kann-Regelung“ durch eine ,Muss-Regelung“ zu ersetzen.
Der Berufsverband der Feuerwehr regt an, die Kommunen zur Erstellung eines Brandschutzbedarf-
splans zu verpflichten und durch externe Berater bewerten zu lassen. Die Fortschreibung solle alle
funf bis acht Jahre erfolgen. Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e. V. regt an die Formu-
lierung ,kénnen“ auf ,sollen“ zu &ndern.

Den Anregungen wird nicht gefolgt. Nach derzeitigem Sachstand unterlage eine Verpflichtung zur
Feuerwehrbedarfsplanung der Konnexitat. Der entstehende Aufwand fir einen verpflichtend zu er-
stellenden Feuerwehrbedarfsplan ware als eine erhdhte Anforderung an die Kommunen zu be-
trachten. Dabei ist es unerheblich, ob die Kommunen den Plan selbst erstellen, oder durch ein
Fachbiiro extern beauftragen.

Objektfunkversorgung:

Die Ingenieurkammer Niedersachsen beflirchtet eine Verteuerung, halt es aber aus Sicht der Pra-
vention flr vertretbar. Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbédnde schlagt vor,
durch das Einfligen des Wortes ,jederzeit* dauerhaft die Nutzung der Funkanlagen durch die Feu-
erwehren zu sichern. Ansonsten wirde sich der ,Stand der Technik” auf den Zeitpunkt zum Bau der
Anlage orientieren. Der Landesfeuerwehrverband beflirwortet die Regelung. Die Unternehmerver-
bande Niedersachsen befurchten Anpassungsverlangen durch die Gemeinden. Ebenso wird ver-
mutet, da der Leitfaden der Bundesanstalt fiir den Digitalfunk der Behérden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben (BDBOS) Forderungen zur Ausstattung mit Repeateranbindungen vorsieht,
dass die Optimierung der zurzeit nicht vollstandigen Freifeldversorgung im behdérdlichen Digital-
funknetz zulasten Dritter ausgefiihrt werden soll.

Den Anregungen wird nicht gefolgt. Die Erreichbarkeit der Einsatzkréfte der Feuerwehren, die sich
zur Brandbekdmpfung und Menschenrettung in einem Geb&dude befinden ist eine Uberlebensnot-
wendige Notwendigkeit. Die vorgesehene Neufassung stellt eine Auffangregelung dar, um Anpas-
sungen soweit diese nicht durch den Betreiber der Anlage oder auf der Basis des Genehmigungs-
verfahrens erfolgen auf der Grundlage des Niederséchsischen Brandschutzgesetzes durchsetzen
zu kénnen. Die Befurchtungen der Unternehmerverbénde Niedersachsen werden nicht geteilt, da
die Digitalfunkversorgung insbesondere in den bebauten Siedlungsbereichen einen ausreichenden
Versorgungsstandard vorsieht.

Feuerwehrplane

Die Ingenieurkammer Niedersachsen bestatigt die Anforderungen von Feuerwehrplanen bei Indust-
riebauten und auch bei Gebauden mit besonderen Brandgefahren. Die Unternehmerverbande Nie-
dersachsen kdnnen die Begriindung nicht nachvollziehen.

2. Zu Nummer 2:
Vollmitgliedschaft

Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen lehnt die geplante Méglichkeit ab, als Vollmitglied der
Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde anzugehoéren, als der Ge-
meinde, deren Einwohnerinnen und Einwohner das Mitglied ist. In diesem Zusammenhang weist er
darauf hin, dass die Formulierung fir diese Regelung auch als doppelte Vollmitgliedschaft fehlin-
terpretiert werden kdnnte.

Den Anregungen wird gefolgt. Die vom Landesfeuerwehrverband Niedersachsen befiurchtete
Schaffung einer Konkurrenzsituation von Feuerwehren benachbarter Gemeinden wiirde zu einem
Abwerbeeffekt flihren wird nicht geteilt. Durch diese Regelung sollen Personen in die Freiwillige
Feuerwehr aufgenommen werden kénnen, die keine Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemein-
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de sind. Es wird sich in der Regel um Einzelfélle wie z. B. bei Wohnsitzwechsel in einem raumlich
Uberschaubaren Bereich handeln, sodass Feuerwehrangehdrige mit langjéhriger Zugehdrigkeit und
Verbundenheit zur ihrer* Ortsfeuerwehr in eine Wehr der Nachbargemeinde wechseln mussten.
Ein verpflichtender Wechsel kénnte unter Umstédnden zum Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr
fuhren. Eine doppelte Vollmitgliedschaft ist nicht beabsichtigt und wird durch die Formulierung im
Gesetz beriicksichtigt. Somit ist eine Vollmitgliedschaft nur in einer Feuerwehr mdéglich, unabhangig
von der Option im Rahmen der Doppelmitgliedschaft Einsatzdienst in einer weiteren Feuerwehr zu
leisten.

Altersgrenze

Der Niedersachsische Stadte- und Gemeindebund sowie der Niedersachsische Landkreistag un-
terstiitzen den Gesetzesvorschlag (67 Jahre). Der Niedersachsische Stadtetag befurwortet die Bei-
behaltung der bisherigen Regelung (63 + x Jahre). Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen
unterstitzt mehrheitlich die Anhebung der Altersgrenze auf das 67. Lebensjahr. Er regt an, fiir ge-
sundheitlich nicht mehr geeignete Mitglieder jederzeit den Ubertritt in die Alters- und Ehrenabtei-
lung zu ermdglichen. Die Mitglieder, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, kénnen auf Antrag
ohne Begriindung in die Alters- und Ehrenabteilung wechseln. Der Berufsverband Feuerwehr und
der Deutsche Gewerkschaftsbund lehnen die Anhebung ab. Die Unternehmerverbande Nieder-
sachsen sind der Meinung, dass die Anhebung der Altersgrenze sich nicht nachhaltig auf die Si-
cherstellung der Einsatzbereitschaft auswirkt.

An der vorgeschlagenen Regelung zur Altersgrenze von 67 Jahren wird festgehalten. Die besonde-
re Altersgrenze fir Beamtinnen und Beamte des Feuerwehrdienstes nach § 115 Abs. 1 Satz 1 des
Niedersachsischen Beamtengesetzes (NBG) bleiben hiervon unberihrt.

Gleitende Arbeitszeit

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande schlagt die Verlagerung der Regelung
aus dem Niederséachsischen Brandschutzgesetz in die Feuerwehrverordnung vor. Der Landesfeu-
erwehrverband Niedersachsen begruf3t grundséatzlich die Regelung. Die Landesvertretung der
Handwerkskammern Niedersachsen nimmt die Regelung zur Kenntnis. Die Industrie- und Handels-
kammern Niedersachsen sehen die Regelung kritisch, da ein héherer Aufwand fur die Erstattung
von Kosten befiirchtet wird.

Den Anregungen wird nicht gefolgt. Die Regelung Uber die Gutschrift von Arbeitszeit tragt der be-
ruflichen Praxis Rechnung, wonach immer mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer keine festen
Arbeitszeiten haben, sondern im Rahmen einer Gleitzeitregelung selbst Uber Beginn und Ende ihrer
taglichen Arbeitszeit entscheiden kénnen. Die bisherige Regelung benachteiligte Feuerwehrange-
hdrige, die an der gleitenden Arbeitszeit teilnehmen, da bisher nur die Kernarbeitszeit angerechnet
werden konnte.

Verschwiegenheitspflicht

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande halt eine Ausnahmereglung fiir die
Presse- und Offentlichkeitsarbeit und fiir besonders befugte Personen fiir erforderlich. Dariiber hin-
aus wird eine Pflichtenbelehrung Uber alle im Niedersachsischen Brandschutzgesetz geregelten
Pflichten vorgeschlagen.

Die Anregungen werden teilweise ibernommen. Die Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht
missen, da sie bei Nichtbeachtung eine Ordnungswidrigkeit darstellen wirden, im Niederséchsi-
schen Brandschutzgesetz geregelt werden. Der Umfang der Pflichtenbelehrung muss nicht im Nie-
dersachsischen Brandschutzgesetz, sondern kann in der Mustersatzung fir die Freiwillige Feuer-
wehr aufgenommen werden.

3. Zu Nummer 3:
Kinder- und Jugendfeuerwehren

Sowohl vom Landesfeuerwehrverband Niedersachsen und der niederséchsischen Jugendfeuer-
wehr werden die Anderungen begriiRt. Die Jugendfeuerwehr schlagt vor, dariiber hinaus den Aufruf
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an die Gemeinden zur Unterstiitzung der Kinder- und Jugendfeuerwehren auf die Landkreise im
Niedersachsischen Brandschutzgesetz zu erweitern.

Die Anregungen werden nicht tbernommen. Die Kinder- und Jugendfeuerwehren sind Abteilungen
mit besonderer Aufgabenstellung innerhalb der freiwilligen Feuerwehr einer Gemeinde. Die Ge-
samtverantwortung obliegt der Gemeinde, daher ist eine besondere Hervorhebung der Landkreise
nicht notwendig.

4.  Zu Nummer 4:
Werkfeuerwehren

Die Unternehmerverbédnde Niedersachsen formulieren grundsétzliche Ansichten, um mdglichen
Wettbewerbshachteilen gegenzusteuern und die Beauftragung Dritter zur Sicherstellung des 6ffent-
lichen und betrieblichen Brandschutzes zu erméglichen.

Die Anregungen werden nicht iibernommen. Die Abwehr von Gefahren durch Brande sowie die Hil-
feleistung bei Notstéanden ist eine hoheitliche Pflichtaufgabe der Gemeinden im eigenen Wirkungs-
kreis. Die schon bestehende Mdglichkeit, dass sich Gemeinden bei der Erfullung ihrer Aufgaben
anerkannter Werkfeuerwehren bedienen, kann in Ausnahmeféllen genutzt werden. Die Beauftra-
gung Dritter im Werkbrandschutz wird schon heute in begriindeten Ausnahmeféllen durch die Auf-
sichtsbehoérden zugelassen. Dabei wird die Aufgabe teilweise durch die 6ffentliche Feuerwehr (Be-
rufsfeuerwehr) wahrgenommen.

5. Zu Nummer 6:
Kreisfeuerwehr

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande schlégt eine Aufzahlung der Funktio-
nen oder Zustandigkeitsbereiche vor.

Der Anregung wird nicht tbernommen. Die Organisation der Kreisfeuerwehr ist eine Angelegenheit
des eigenen Wirkungskreises der Landkreise und bedarf daher keiner gesetzlichen Regelung.

6.  Zu Nummer 8:
Unterstellungsverbot

Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen fiihrt aus, dass die Fihrung von Feuerwehrkraften
durch Polizeikrafte landesweit von den Feuerwehren ausdriicklich abgelehnt wird. Die vorgesehe-
nen Anderungen werden begriiRt. Dariiber hinaus wird gefordert, dass das Niedersachsische
Brandschutzgesetz zukiinftig erweitert wird. Die Unterstellung der Feuerwehr (als nichtpolizeiliche
Gefahrenabwehr) unter Polizeibehoérden (polizeiliche Gefahrenabwehr) ist ausdriicklich auszu-
schlieRBen.

7.  Zu Nummer 9:
Brandverhitungsschau

Der Verzicht darauf, die Durchfiihrung der Brandverhitungsschau einem geeigneten Dritten zu
Uberlassen, wird von der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande abgelehnt. Aus
der kommunalen Praxis wird berichtet, dass diese Regelung teilweise genutzt werde. Auch mit
Blick auf den Fachkraftemangel oder Arbeitsspitzen kdnnte die Regelung zukiinftig hilfreich sein.

Den Anregungen wird nicht gefolgt. Auch ohne die Option zur Ubertragung der Brandverhiitungs-
schau auf einen Dritten haben die Landkreise und kreisfreien Stadte die Mdglichkeit, aufgrund der
Besonderheiten eines Objekts oder einer besonderen Anlage Brandschutzfachkréfte mit Spezial-
kenntnissen zur Beurteilung heranzuziehen. Die entsprechend beauftragten Verwaltungshelfer sind
gemal § 24 Abs. 4 NBrandSchG nicht berechtigt, unmittelbare MaRnahmen zur Verhutung von
Branden oder Explosionen sowie zur Beseitigung von Méangeln zu treffen. Dies bleibt damit der
Brandverhitungsschaubehdrde vorbehalten.
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8.  Zu Nummer 11:
Entgeltfortzahlung

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande sehen die Regelungen zur erweiterten
Erstattung von angefallenen Kosten bei einer Freistellung eines Feuerwehrmitgliedes als kritisch
an. Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen, die Handwerkskammern und die Unternehmer-
verbande Niedersachsens begriiRen die vorgesehenen Anderungen.

Die Bedenken der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande werden nicht geteilt, da
durch die neuen Regelungen die Arbeitgeberakzeptanz erhéht und das Ehrenamt gefdrdert wird.

9.  Zu Nummer 12:
Leistungen bei Gesundheitsschaden

Die Schaffung eines landesspezifischen Gesundheitsfonds bei der Feuerwehrunfallkasse wird vom
Niedersachsischen Stadte- und Gemeindebund sowie vom Niedersachsischen Landkreistag be-
grikt. Der Niedersachsische Stadtetag lehnt die Einrichtung eines Gesundheitsfonds aus grund-
satzlichen Erwagungen ab. Die hier neu geschaffene Moglichkeit zur Schaffung eines Gesundheits-
fonds wird seitens des Landesfeuerwehrverbandes Niedersachsens und der Unternehmerverbande
Niedersachsens ausdrucklich begriiRt. Die Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen tragt den Vor-
schlag mit und bittet um einen zeitlichen Vorlauf fiir die Umsetzung.

Die grundsatzlichen Erwagungen des Niedersachsischen Stadtetages werden zur Kenntnis ge-
nommen. Dem Wunsch der Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen wird durch die Anpassung der
Ubergangsvorschrift Rechnung getragen.

10. Zu Nummer 14:
Ubergangsvorschrift

Die Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen bittet um einen zeitlichen Vorlauf fir die Umsetzung des
Gesundheitsfonds.

Der Anregung wird gefolgt, indem der § 32 a zeitversetzt zum Inkrafttreten des Niederséchsischen
Brandschutzgesetzes zum 1. Januar 2019 umgesetzt wird.

11. Weitere Anregungen:
a) Zu § 3 Abs. 1 Nr. 4 (geltende Fassung):
Leitstellenpersonal

Der DGB schlagt eine Ergéanzung des Niederséchsischen Brandschutzgesetzes um Anforderungen
an das Leitstellenpersonal vor. Gefordert wird, dass das in der Feuerwehr-Einsatz-Leitstelle einge-
setzte Personal uber eine feuerwehrtechnische Fiihrungsausbildung in Kombination mit einer ret-
tungsdienstliche Qualifikation sowie einer landeseinheitlichen ergdnzenden Ausbildung fir Leitstel-
lendisponentinnen und Leistellendisponenten verfiigen muss. ,Bunte” Leitstellen werden abgelehnt
(Anmerkung: Unter ,bunten” Leitstellen wird der Zusammenschluss der integrierten Feuerwehr- und
Rettungsleitstellen mit denen der Polizei verstanden).

Den Anregungen wird nicht gefolgt. Die Qualifikationsanforderung an das Personal in den Feuer-
wehr- und Rettungsleitstellen ist aus fachlicher Sicht nachvollziehbar und wéare geeignet, bestehen-
de Qualifikationsunterschiede des Leitstellenpersonals zu verringern. Derzeit wird durch die Nie-
dersachsische Akademie fir Brand- und Katastrophenschutz fiir das Personal in den Leitstellen ein
spezieller Lehrgang fiir Disponentinnen und Disponenten angeboten. Die Kosten fur diesen Lehr-
gang werden durch das Land getragen. Die Festschreibung der Qualifikation des Leitstellenperso-
nals im Niederséchsischen Brandschutzgesetz stellt eine erhdhte Anforderung an die kommunalen
Aufgabentrager dar und wirde aufgrund der damit verbundenen Kosten von ca. 5 000 Euro pro
Ausbildung und geschétzt mindestens 500 Personen, die eine derartige Qualifikation nachweisen
missten, einen Betrag von 2,5 Millionen Euro ergében. Damit liegt die Anforderung tber der Erheb-
lichkeitsschwelle der Konnexitdt nach Artikel 57 Abs. 4 Satz 2 der Niedersachsischen Verfassung
und die entstehenden Kosten wéaren den Kommunen durch das Land zu erstatten.
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b) Zu § 3 Abs. 2 (geltende Fassung):
Aufgaben der Landkreise

Aus Sicht des Niedersachsischen Landkreistages sollte gepriift werden, hier die Zusténdigkeit der
Landkreise fur den vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz zentral aufzunehmen. Der Lan-
desfeuerwehrverband Niedersachsen regt an, den Absatz 2 neu zu fassen. Dabei sollen die Aufga-
ben der Brandschutzdienststelle fir den vorbeugenden Brandschutz durch die Brandschutzprife-
rinnen bzw. Brandschutzpriifer wahrgenommen werden. Aufgabe solle es sein Belange des Brand-
schutzes sowohl im Genehmigungsverfahren, als auch nach Mal3gabe baurechtlicher Vorschriften
wahrzunehmen.

Den Anregungen wird zum jetzigen Zeitpunkt nicht gefolgt.

Die Einfiihrung einer ,Brandschutzdienststelle fihrt in der vorgeschlagenen Form zu einer Abgren-
zungsproblematik innerhalb der Organisationshoheit der Landkreise. Es ist nicht nachvollziehbar,
aus welchen Griinden die Brandschutzdienststelle nur aus den Brandschutzpriiferinnen und Brand-
schutzprifern bestehen soll und nicht die weiteren Aufgaben der Landkreise nach § 3 NBrandSchG
wahrnehmen soll. Da die Kreisbrandmeisterin oder der Kreisbrandmeister, die Abschnittsleiterin
oder der Abschnittsleiter nach dem Niederséchsischen Brandschutzgesetz bei der Wahrnehmung
der dem Landkreis obliegenden Aufgaben mitwirkt, ist die Abgrenzung zur vorgeschlagenen Brand-
schutzdienststelle nicht klar zu bestimmen.

C) Zu § 6 (geltende Fassung):
Unterstellungsverbot

Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen weist darauf hin, dass es auch weiterhin eine klare
Trennung zwischen der Fuhrungsstruktur der Feuerwehr und der Polizei geben muss. Der DGB
vertritt die Auffassung, dass eine strikte Trennung zwischen polizeilicher und nichtpolizeilicher Ge-
fahrenabwehr realisiert sein muss und sich dies auch im Niedersachsischen Brandschutzgesetz
niederschlagen misse. Der DGB meint, dass Niedersachsen das einzige Bundesland sei, in dem
die Feuerwehren seit der Kommunalreform im Jahr 2005 der Aufsicht des Landespolizeiprasidiums
unterstellt sind.

Den Anregungen wird in dieser Form nicht gefolgt.

Durch die vorgesehene Anderung von § 23 Abs. 4 NBrandSchG (Leitung von Einsétzen) wird den
Anforderungen zur Trennung der Fihrungsstruktur von Feuerwehr und Polizei Rechnung getragen.
Im Ubrigen stellt der Organisationserlass der Polizei vom 28. April 2016 klar, dass die der obersten
Landesbehoérde obliegenden Aufgaben im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes durch
das fiur die Aufgaben des Brand- und Katastrophenschutzes zusténdige Referat des Ministeriums
fir Inneres und Sport (Abteilung 3, Referat 36) wahrgenommen werden. Im Ubrigen ist die Zustén-
digkeit fur die Feuerwehren bereits 2013 der Abteilung 3 (Kommunal- und Hoheitsangelegenheiten)
Ubertragen worden.

d) Zu §9 Abs. 1 (geltende Fassung):
Berufsfeuerwehren

Der DGB schléagt vor, die Einwohnergrenze von 100 000 auf 80 000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner zu verandern. Die Industrie- und Handelskammern Niedersachsen regen an, dass die Landes-
regierung das Ziel verfolgen sollte, den Brand- und Katastrophenschutz in gréReren Gemeinden
durch Berufsfeuerwehren zu fordern.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die derzeitige Praxis hat sich bewéahrt. Zum einen ist mit der gesetzlich vorgeschrieben Grenze von
100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sichergestellt, dass Stadte ab dieser Gré3enordnung ei-
ne Berufsfeuerwehr vorhalten (Hannover, Braunschweig, Oldenburg, Osnabrick, Wolfsburg, Got-
tingen, Hildesheim und Salzgitter). Zum anderen lasst die Kann-Regelung, eine Berufsfeuerwehr
unterhalb dieser Grenze einrichten zu kdnnen, geniigend Spielraum, um die individuellen kommu-
nalen Begebenheiten abbilden zu kénnen. So haben die Stadte Delmenhorst, Wilhelmshaven und
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Cuxhaven Berufsfeuerwehren und Hameln und Emden hauptberufliche Wachbereitschaften einge-
richtet. Stadte wie Luneburg, Celle, Garbsen, Langenhagen, Nordhorn, Lingen (Ems), Wolfenbiittel,
Goslar, Peine, Stade, Melle und Neustadt a. Ribenberge, um die 25 grofiten Stadte in Niedersach-
sen zu vergleichen, stellen den Brandschutz ausschlieRlich durch Freiwillige Feuerwehren sicher.
Eine auf 80 000 Einwohnerinnen und Einwohner abgesenkte Grenze wiirde erstens aus heutiger
Sicht auf Grundlage der statistischen Angaben des Landesbetriebes fiir Statistik und Kommunikati-
onstechnologie in Niedersachsen (LSKN) per 31. Dezember 2015 keine weitere Stadt in Nieder-
sachsen verpflichten, eine Berufsfeuerwehr einrichten zu missen. Zweitens stellen beispielsweise
Luneburg und Celle mit knapp unter 80 000 Einwohnerinnen und Einwohnern alltaglich die Sicher-
stellung des Brandschutzes unter Beweis. Hinzu kommt dartber hinaus, dass durch eine derartige
Veranderung der gesetzlichen Anforderungen ein Fall von Konnexitat ausgeldst wirde. Die mit der
Einrichtung einer Berufsfeuerwehr verbundenen Kosten liegen weit tiber der Erheblichkeitsschwelle
nach Artikel 57 Abs. 4 Satz 2 der Niederséchsischen Verfassung.

e) Zu § 10 (geltende Fassung):
Feuerwehrdienst

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren fordert fir mehr Rechtssicherheit der
Beschaftigten in den Berufsfeuerwehren eine Anpassung der Formulierung fur den Brandbekamp-
fungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) in ,Feuerwehrdienst”. Dabei sind auch weitere Un-
terstiitzungsfunktionen, wie z. B. Rettungsdienst oder Leitstelle mit einzuschlieRen. Der DGB halt
eine analoge Regelung wie bei der Polizei fir dringend geboten. Alle Beschéftigten bei einer Be-
rufsfeuerwehr mit den entsprechenden laufbahnrechtlichen Voraussetzungen verrichten ,Feuer-
wehrdienst”, egal wo sie eingesetzt werden.

Die Anregung wird letztlich nicht iGbernommen.

Die gemeinsame Ausbildung nach der Ausbildungs- und Prufungs-Verordnung Feuerwehr (APVO-
Feu) von Landes- und Kommunalbeamtinnen und -beamten der Fachrichtung Feuerwehr bildet die
Grundlage fir den austauschbaren Einsatz von Beamtinnen und Beamten. Dies umfasst den
Dienst an den Feuer- und Rettungswachen genauso wie den Dienst in den Feuerwehr- und Ret-
tungsleitstellen, im Einsatzfihrungsdienst, in den Einsatzstédben, im Niederséchsischen Ministerium
fur Inneres und Sport, in den Amtern- fiir Brand- und Katastrophenschutz und in der Nieders&chsi-
schen Akademie fiir Brand- und Katastrophenschutz.

Die Ausbildung der Beamtinnen und Beamten der Fachrichtung Polizei erfolgt nach vergleichbaren
Grundsatzen fir den austauschbaren Einsatz im Einsatz- und Streifendienst, Dienst in Einsatz-
kommandos, Einsatzflihrungsdienst, Dienst in Einsatzstdben und Behdrdenstaben, im Niedersach-
sischen Ministerium fir Inneres und Sport (Landespolizeiprasidium und Verfassungsschutz), im
Landeskriminalamt und an der Polizeiakademie Niedersachsen.

Dienst im Wechselschichtdienst der Polizei dirfte dem Einsatzdienst einer kommunalen Berufsfeu-
erwehr oder hauptberuflichen Wachbereitschaft direkt vergleichbar sein. Einsatzflihrungsdienst
durfte dem sogenannten Mischdienst der Berufsfeuerwehren als Kombination aus Schicht- und Ta-
gesdienst vergleichbar sein. Weitere, von hier nicht im Einzelnen aufzéhlbare Aufgaben in der
Laufbahn der Fachrichtung Polizei dirften Verwaltungsaufgaben im reinen Tagesdienst sein, ge-
nauso wie vergleichbare Aufgaben in der Fachrichtung Feuerwehr.

Nach § 109 NBG werden alle Beamtinnen und Beamte der Fachrichtung Polizei unabhangig von ih-
rer Tatigkeit und Dienststelle (Polizeirevier, -kommissariat, -inspektion, -direktion, Landespolizei-
préasidium, Verfassungsschutz, Landeskriminalamt und Polizeiakademie Niedersachsen) dem Poli-
zeivollzugsdienst zugeordnet.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass alle Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im Vergleich zu Beam-
tinnen und Beamten der Fachrichtung Feuerwehr unterschiedslos Einsatzdienstbeamtinnen und
Einsatzdienstbeamte sind. FUr Beamtinnen und Beamte der Fachrichtung Feuerwehr wird im Ge-
setz durch die Verwendung des Rechtshegriffes Brandbekampfungs- und Hilfeleistungsdienst diese
unterschiedslose Zugehdorigkeit zum Einsatzdienst nicht eindeutig gewahrleistet.

In Abwagung der Anpassung des Niedersachsischen Beamtengesetzes und des Niederséchsi-
schen Brandschutzgesetzes zur Klarstellung dieser Rechtsunsicherheit, der méglichen Konnexi-
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tatsfolgen, der grundsétzlichen Diskussion (iber die Altersgrenze in der Fachrichtung Feuerwehr im
Vergleich zu den bisher von den Kommunen als problematisch angesehenen Féllen, die einer
grundsatzlichen Regelung bedurft hatten, erfolgt keine Anderung des Niedersachsischen Brand-
schutzgesetzes und des Niedersédchsischen Beamtengesetzes.

f)  Zu § 14 (geltende Fassung):
Hauptberufliche Wachbereitschaft

Der DGB schlagt vor, eine Regelung in das Niedersachsischen Brandschutzgesetz aufzunehmen,
die eine sténdig besetzte Feuerwache mit hauptamtlichen Kraften der Freiwilligen Feuerwehr ab ei-
ner bestimmten Einwohnergrenze vorschreibt. So sollen Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern eine standig besetzte Feuerwache haben mussen, unter 50 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern kann eine standig besetzte Feuerwache eingerichtet werden.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die derzeitige Praxis hat sich bewahrt. Stadte, die die Einrichtung einer Hauptberuflichen Wachbe-
reitschaft fur erforderlich hielten, ohne aufgrund der Einwohnerzahl daran gebunden zu sein (Ha-
meln, Emden), haben eine Einrichtung freiwillig vorgenommen. Eine feste Einwohnergrenze als
weiterhin alleiniges verpflichtendes Kriterium fur die Einrichtung einer Hauptberuflichen Wachbe-
reitschaft einzufiihren wirde dartber hinaus fir Stadte, die bisher ohne eine Hauptberufliche
Wachbereitschaft den Brandschutz sichergestellt haben eine erhdhte Anforderung darstellen. Auf-
grund der mit der Einrichtung einer einzigen zusatzlichen Hauptberuflichen Wachbereitschaft ver-
bundenen Kosten (rund 2,5 Millionen Euro jahrliche Personalkosten fir mindestens 45 feuerwehr-
technische Beamtinnen und Beamte zur Sicherstellung einer Mindeststérke von neun Funktionen
rund um die Uhr an 365 Tagen im Jahr), ausgel6st durch eine Veradnderung der gesetzlichen An-
forderungen, unterlage der Konnexitat nach Artikel 57 Abs. 4 Satz 2 der Niedersachsischen Verfas-
sung.

g) Zuden 88 20 und 21 (geltende Fassung):
Hauptamtlichkeit

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren schlagt vor, die Mdglichkeit der Beschéf-
tigung von hauptberuflichen Fuhrungskraften mit einer Ausbildung der Laufbahn der Fachrichtung
Feuerwehr (hier Laufbahngruppe 2; vormals gehobener bzw. héherer feuerwehrtechnischer Dienst)
durch eine ,Kann-Regelung“ neu ins Gesetz aufzunehmen. Eine entsprechende Ubergangsvor-
schrift soll eine sukzessive Nachfolge festschreiben, um ein gewiinschtes Verbleiben der - zuvor
ohne Laufbahnbeféhigung- ehrenamtlich tatigen Feuerwehrkréfte zu ermdglichen. Die Arbeitsge-
meinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren weist mit einem Blick auf die Regelungen in anderen
Bundesléandern auf den Trend zur hauptberuflichen Wahrnehmung der Funktion des Kreisbrand-
meisters hin. Der Landesfeuerwehrverband lehnt diesen Vorschlag zum derzeitigen Zeitpunkt kate-
gorisch ab. Er begrif3t hingegen ausdriicklich die Beibehaltung des seit Jahrzehnten bewahrten
Systems der ehrenamtlichen Wahrnehmung von Fihrungsaufgaben im Bereich der Freiwilligen
Feuerwehr. Die Ubertragung von ehrenamtlichen Fiihrungsfunktionen der Kreisfeuerwehr auf
hauptamtliche Krafte zum derzeitigen Zeitpunkt wird abgelehnt. Es muss sichergestellt werden,
dass die Fuhrung ehrenamtlicher Krafte der Feuerwehr auch nur durch ehrenamtliche Fuhrungs-
krafte erfolgt.

Der Anregung wird zum jetzigen Zeitpunkt nicht gefolgt.

Die Mdglichkeit fir Kommunen, hauptberufliche Fihrungskrafte in der Freiwilligen Feuerwehr zu
beschéftigen, wenn die Aufgaben der Fihrungskréfte nicht mehr im Ehrenamt leistbar sind, dient
dem Ziel der Entlastung des Ehrenamts insbesondere vor dem Hintergrund der geédnderten gesell-
schaftlichen Arbeits- und Lebensverhéltnisse. Die steigenden Anforderungen an Fihrungskréfte
und die erhdhten Anforderungen im Berufsleben fiihren dazu, dass Fihrungsaufgaben in der Feu-
erwehr ehrenamtlich kaum mehr leistbar sind. Der bereits heute erforderliche Zeitaufwand wird ins-
besondere durch die Bildung gréRerer Gemeinden und Landkreise, im Bereich der Einsatzplanung,
der strategischen Planung zur Ausrichtung der Feuerwehr und bei der fachlichen Vorbereitung der
Entscheidungen von Politik und Verwaltung zum Erhalt der Leistungsfahigkeit und Einsatzbereit-
schaft noch weiter steigen. Dem gegenuber stehen die steigenden Anforderungen im Berufsleben
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und die ebenfalls damit einhergehende erhéhte Mobilitat und die zunehmenden zeitlichen Anforde-
rungen an die Verfugbarkeit der Erwerbstétigen. Dies bedeutet, dass die Grenze der Belastbarkeit
des Ehrenamts bei der Wahrnehmung der Fihrungsfunktionen schnell erreicht und tberschritten
werden kann. Mit Blick auf die Situation in den anderen Bundesléndern (siehe Tabelle) ist mit den
handelnden Akteuren die zukiinftige Entwicklung zu beobachten, zu analysieren und zu bewerten.
Hierbei gilt es insbesondere die Qualifikation und den Status der Fiihrungskrafte in ihrer besonde-
ren herausgehobenen Funktion gemeinsam festzulegen, um zukunftsfahige Strukturen fiir einen
bedarfs- und fachgerechten Brandschutz im Kontext der gesellschaftlichen Veranderungen gewéhr-

leisten zu kénnen.

Bundesland

Stadtbrandmeister

Kreisbrandmeister

Baden-Wiirttemberg

Feuerwehrkommandant
- hauptamtlich oder ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Kreisbrandmeister
hauptamtlich
Stellv. ehrenamtlich

- ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Bayern Feuerwehrkommandant Kreisbrandrat
- hauptamtlich oder ehrenamtlich - ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF
Brandenburg Wehrfiihrung Kreisbrandmeister
- hauptamtlich oder ehrenamtlich - hauptamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF
Bremen Wehrfuhrer
- ehrenamtlich
- Leiter BF = Leiter FF
Hessen Gemeindebrandinspektor Kreisbrandinspektor

- grundsétzlich hauptamtlich

Mecklenburg- Vor-
pommern

Gemeindewehrfihrer
- ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Kreiswehrfihrer
- ehrenamtlich

Nordrhein-Westfalen

Webhrfuhrer
- hauptamtlich oder ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Kreisbrandmeister
- hauptamtlich oder ehrenamtlich

Rheinland-Pfalz

Wehrleiter
- ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Kreisfeuerwehrinspekteur
- hauptamtlich oder ehrenamtlich

- ehrenamtlich
- BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Saarland Wehrfuhrer Brandinspekteur
- ehrenamtlich - ehrenamtlich
Sachsen Gemeindewehrleiter Kreisbrandmeister

hauptamtlich
Stellv. haupt- oder ehrenamtlich

Sachsen-Anhalt

Webhrleiter
- ehrenamtlich

Kreisbrandmeister
- hauptamtlich oder ehrenamtlich

Schleswig-Holstein

Gemeindewehrfiihrer und
Amtswehrfihrer
- ehrenamtlich

Kreiswehrfuhrung

ehrenamtlich

einzelne Aufgaben der ehrenamt-
lichen Kreiswehrfiihrung kénnen
von feuerwehrtechnischen Beam-
ten des gehobenen Dienstes
wahrgenommen werden

Thiringen

Wehrfihrer/Ortsbrandmeister

- hauptamtlich oder ehrenamtlich
BF vorhanden -> Leiter BF = Leiter FF

Kreisbrandinspektor
- hauptamtlich
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h)  Zu § 20 Abs. 8 (geltende Fassung):
Unvereinbarkeit Gemeindebrandmeister/Ortsbrandmeister

Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen regt an, die gleichzeitige Wahrnehmung der Funktion
Gemeindebrandmeister und Ortsbrandmeister von einer ,Soll“-Regelung in eine ,Darf nicht* Rege-
lung zu Uberfihren. Eine Ausnahme soll nur fur langstens zwei Jahre zulassig sein. Der Deutsche
Gewerkschaftsbund regt diese Anderung ebenfalls an.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die bestehende Regelung ist seit 1978 in Kraft und hat sich in der
Praxis grundsétzlich bewéhrt. Es wird den Kommunen die Moglichkeit gegeben, bei der Ubernah-
me der Funktion ,Gemeindebrandmeister® durch einen Ortsbrandmeister eine Ubergangsfrist bis
zur Bestellung eines Nachfolgers zu erméglichen oder bei einem Mangel an geeigneten Fuhrungs-
kraften in besonderen Fallen eine Ausnahme zuzulassen. Hierbei wurde von besonders gelagerten
Einzelfallen ausgegangen, die eine Doppelfunktion fiir einen bestimmten Zeitraum erfordert haben.

i) Zu 8§20 Abs.10und § 21:
Freistellung fur Verwaltungs- und Verbandstatigkeiten

Der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen regt an, die Freistellungsregelungen fir Fihrungs-
krafte in der Feuerwehr fur Verwaltungstatigkeiten sowie die Mitarbeit in Fachausschissen der
Feuerwehrunfallkasse, Kreis- und Landesfeuerwehrverbéande sowie regionaler und iberregionaler
Fachgremien zu erweitern.

Der Anregung wird derzeit nicht gefolgt.

Die gesellschaftlichen Arbeits- und Lebensverhéltnisse haben sich in den letzten Jahren gravierend
verandert und sind auch weiterhin einem standigen Wandel unterzogen. Die steigenden Anforde-
rungen an Fuhrungskrafte und die erhéhten Anforderungen im Berufsleben fihren dazu, dass Ver-
waltungstatigkeiten sowie die Mitarbeit in Fachausschiissen der Feuerwehrunfallkasse Niedersach-
sen, Kreis- und Landesfeuerwehrverbande sowie regionaler und tberregionaler Fachgremien kaum
mehr mit den beruflichen Anforderungen vereinbar sind. Der bereits heute erforderliche Zeitauf-
wand wird insbesondere durch die Bildung grof3erer Gemeinden und Landkreise, im Bereich der
Einsatzplanung, der strategischen Planung zur Ausrichtung der Feuerwehr und bei der fachlichen
Vorbereitung der Entscheidungen von Politik und Verwaltung zum Erhalt der Leistungsféhigkeit und
Einsatzbereitschaft noch weiter steigen. Dem gegentiber stehen die steigenden Anforderungen im
Berufsleben und die ebenfalls damit einhergehende erhdhte Mobilitat und die zunehmenden zeitli-
chen Anforderungen an die Verfiigbarkeit der Erwerbstétigen. Dies bedeutet, dass die Grenze der
Verfuigbarkeit von Fuhrungskraften der Freiwilligen Feuerwehr schnell erreicht und tberschritten
werden kann. Daher gilt es diese Entwicklung genauer zu beobachten, zu analysieren und zu be-
werten. Hier ist insbesondere die Abwégung zwischen der ehrenamtlich noch leistbaren und haupt-
amtlich nur noch zu leistenden Aufgabenbewaltigung zu berticksichtigen.

i)  Zu§21Abs.8und?9:
Leiterin oder Leiter Berufsfeuerwehr/Kreisbrandmeisterin oder Kreisbrandmeister

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren schlagt vor, dass in allen Stadten mit
Berufsfeuerwehr die Leiterin oder der Leiter der Berufsfeuerwehr die Aufgaben der Kreisbrandmeis-
terin oder des Kreisbrandmeisters wahrnimmt.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Kreisangehdorige Stadte bilden einen eigenen Brandschutzabschnitt innerhalb des Landkreises und
unterstehen somit in der Erflllung der Aufgaben der Kreisbrandmeisterin oder dem Kreisbrand-
meister. Eine Umsetzung wiirde die vom Landesfeuerwehrverband Niedersachsen formulierte An-
forderung zur durchgéangigen Fuhrungsstruktur in ehrenamtlicher Hand widersprechen.
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k) Zu§22:
Landesbrandmeister

Der Landesfeuerwehrverbandsvorstand und die Regierungsbrandmeister fordern die Schaffung der
Position eines ehrenamtlichen Landesbrandmeisterin oder Landesbrandmeisters (LBM) und einer
Stellvertreterin oder eines Stellvertreters.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Innerhalb der Fiihrungsorganisation des Landes wiirde die Schaffung einer zusétzlichen Position
einen Nebenstrang mit unklaren Zustandigkeiten fur die bewéhrten Flhrungsstrukturen zwischen
MI und den Amtern fur Brand- und Katastrophenschutz bei den Polizeidirektionen bedeuten. Insbe-
sondere die Behordenleitungen der Polizeidirektionen bzw. der Amtsleitungen der Amter fiir Brand-
und Katastrophenschutz wiirden aus dem dienstlichen Weisungsstrang fiir die Regierungsbrand-
meister herausfallen.

) Zu§?25:
Brandschutzerziehung

Der DGB regt an, die Brandschutzerziehung und die Brandschutzaufklarung der Bevdlkerung end-
lich im Gesetz als Aufgabe der Gemeinden, der kreisfreien Stadte und der Landkreise bzw. der Re-
gion Hannover zu regein.

Der Anregung wird nicht gefolgt. In 8 25 NBrandSchG sind die Gemeinden aufgerufen, die Brand-
schutzerziehung und die Brandschutzaufklarung im Rahmen ihrer Moglichkeiten zu férdern und zu
unterstiitzen. Die Brandschutzerziehung stellt eine erfolgreiche Préventionsmafinahme durch Schu-
lungen von Kindern in Kindergérten und Schulen, aber auch gleichermalRen von Erwachsenen,
z. B. bei Tagen der offenen Tur oder anderen Informationsveranstaltungen, und - zunehmend in ih-
rer Bedeutung steigend - von Senioren dar. Dieser besonderen Bedeutung wird durch den beste-
henden deklaratorischen Hinweis im Niedersachsischen Brandschutzgesetz Rechnung getragen.
Da das Land und die Landkreise die Kommunen bei der Erfullung ihrer Aufgaben beraten, ist eine
Ausweitung des deklaratorischen Hinweises auf die Landkreise und die Region Hannover nicht
notwendig.

m) Zu § 28:
Verteilung des Aufkommens der Feuerschutzsteuer

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren lehnt die Regelung zur Feuerschutz-
steuer aus grundsatzlichen Erwagungen ab. Es sollte uneingeschrankt bei einer Teilung der Feuer-
schutzsteuermittel (75 % kommunaler Anteil, 25 % Landesanteil) bleiben, um die Gemeinden in ih-
rer Aufgabenwahrnehmung explizit zu unterstutzen. Es gibt aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft der
Leiter der Berufsfeuerwehren - nach wie vor - keinen Grund fur einen héheren Landesanteil.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die bestehende Verteilung der Feuerschutzsteuer in § 28
NBrandSchG ist aufgaben- und sachgerecht.

n) Zu § 36:
Landesbrandschutzbeirat

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und der Niederséachsische Stadtetag re-
gen an, als Beratungsgremium der Landesregierung in allen Angelegenheiten des Brandschutz-
sowie Hilfeleistungswesens, einen Landesbrandschutzbeirat einzufiihren. Dieser sollte Vertreterin-
nen und Vertreter der kommunalen Spitzenverbande, der Gewerkschaften sowie der ehrenamtli-
chen und hauptberuflichen Feuerwehren umfassen. Der Niedersachsische Landkreistag sieht fur
ein solches Gremium keine Notwendigkeit, da im Brandschutzbereich etablierte und bewéahrte Ge-
sprachsrunden zur Verfigung stehen.

Der Anregung wird derzeit nicht gefolgt.

Die Auffassung des Niedersachsischen Landkreistages wird geteilt, dass im Brandschutzbereich
etablierte und bewahrte Gesprachsrunden zur Verfligung stehen.
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0) Zur Werkfeuerwehrrichtlinie (nicht veréffentlicht) und Ausbildungs- und Priifungsverordnung
Feuerwehr:

Die Unternehmerverbande Niedersachsens regen an, die Werkfeuerwehrrichtlinie und die Ausbil-
dungs- und Prifungsverordnung Feuerwehr fir die haupt- und nebenberuflichen Werkfeuerwehr-
angehorigen mit Blick auf die neuen Herausforderungen, die Digitalisierung und die veranderten
Arbeitswelten zu Uberarbeiten.

Die Anregungen werden bei der Fortschreibung der Werkfeuerwehrrichtlinie und Ausbildungs- und
Prufungsverordnung Feuerwehr zur Diskussion gestellt. Eine Aufnahme in das Niederséachsische
Brandschutzgesetz ist nicht erforderlich.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 4):

Zu Buchstabe a:

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb:

Die redaktionellen Anderungen sind erforderlich, weil mit § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 eine weitere Be-
fugnis fur die Gemeinden eingefiigt wird.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Seit 2012 ist die Gemeinde nach § 2 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 befugt, verantwortliche Personen zu ver-
pflichten fir die Funkversorgung der Feuerwehr innerhalb von Geb&uden zu sorgen, soweit diese
nicht durch Anlagen nach 8§ 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 sichergestellt ist. Allerdings ermdglicht diese Re-
gelung nicht die nachtragliche Verpflichtung eines Anlagenbetreibers zur Anpassung bestehender
analoger Gebaudefunkanlagen an den Digitalfunk der Behdrden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben. Wegen bestehender Bestandsschutzregelungen im Baurecht bedarf es einer
Rechtsgrundlage im Brandschutzgesetz, um Anpassungen durchsetzen zu kdnnen. In der Regel
nehmen Anlagenbetreiber aus der Einsicht in die Notwendigkeit Anpassungen jedoch freiwillig vor.

Mit der Einfigung ,dem Stand der Technik entsprechend“ wird den Gemeinden - als Auffangrege-
lung - die Befugnis eingeraumt, Anpassungen von bestehenden Anlagen verlangen zu kénnen.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Die Befugnis der Gemeinden nach § 2 Abs. 4 wird um die Verpflichtung verantwortlicher Personen
zur Erstellung und Fortschreibung von Feuerwehrplanen erweitert, soweit dies nicht bereits Uber
Baugenehmigungen oder Genehmigungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz geregelt ist.
Diese Regelung ist als weitere Auffangregelung erforderlich, weil Feuerwehrpléane nur bei geregel-
ten Sonderbauten tber das Baurecht verlangt werden kdnnen.

Zu Buchstabe b:

Die Anderung der Verweisung ist eine Folge der Einfligung von Nummer 4.
Zu Nummer 2 (8§ 12):

Zu Buchstabe a:

§ 12 Abs. 2 wird neu gefasst. Die Neufassung dient zum einen dazu, auch Personen in die Freiwil-
lige Feuerwehr aufnehmen zu kdnnen, die keine Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde
sind (Satz 1). Bisher durfen nur Einwohnerinnen und Einwohner einer Gemeinde (vgl. 8 28 Abs. 1
des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes - NKomVG -) der dortigen Freiwilligen
Feuerwehr angehéren. Diese starre Regelung flihrt inshesondere bei Wohnsitzwechseln dazu,
dass selbst in einem rdumlich Gberschaubaren Bereich Feuerwehrangehdrige mit langjahriger Zu-
gehdrigkeit und Verbundenheit zur ,ihrer" Ortsfeuerwehr in eine Wehr der Nachbargemeinde wech-
seln mussen. Ein verpflichtender Wechsel kénnte unter Umstédnden zum Austritt aus der Freiwilli-
gen Feuerwehr fiihren. Daher erscheint es angezeigt, den Gemeinden - und ihren Feuerwehren -
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im Rahmen ihrer Personal- und Organisationshoheit die notwendige Flexibilitdt einzuraumen, um
Mitglieder halten zu kénnen. Auch soll es ermdglicht werden, Personen mit einer Nebenwohnung,
die keine Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde sind (vgl. § 28 Abs. 1 NKomVG), wie
z. B. Auszubildende oder Studierende, als vollwertige Mitglieder in eine Freiwillige Feuerwehr auf-
zunehmen.

Deshalb wird in Satz 1 fir die Angehérigen der Einsatzabteilungen der neue Begriff ,Vollmitglied*
eingefuhrt. Fur Vollmitglieder gelten alle Pflichten (8 12 Abs. 4), aber auch die Rechte zur Vor-
schlagswahl von Fuhrungskréften (8 20 Abs. 5 und 6). Ein Mitglied kann nur in einer Feuerwehr
Vollmitglied sein und in einer weiteren Feuerwehr eine Doppelmitgliedschaft innehaben. Durch die
Formulierung muss sich das Mitglied entscheiden, in welcher Feuerwehr eine Vollmitgliedschaft
begriindet werden soll. Es erfolgt auch eine klarstellende Abgrenzung zu Doppelmitgliedern, die nur
fur Einsatze zur Verfigung stehen missen und iber kein Vorschlagswahlrecht verfiigen.

Weiterhin wird in Satz 1 klargestellt, dass die Bewerberinnen und Bewerber fiir die Ubernahme des
Ehrenamtes nicht nur gesundheitlich sondern auch personlich geeignet sein missen. Die personli-
che Eighung bedeutet z. B., dass sie nicht vorbestraft sein dirfen. Eine Verurteilung wegen Brand-
stiftung - ausgenommen sind Félle der fahrlassigen Brandstiftung - dirfte somit zur Ungeeignetheit
fuhren. Es ist mit dem 6ffentlichen Ansehen der Feuerwehr unvereinbar, wenn Feuerwehrangehori-
ge Brandstifter sind. Das gilt auch dann, wenn sie ihre Strafe verblf3t haben. Mit der Begrifflichkeit
spersonlich geeignet* soll den Kommunen ein Ermessensspielraum im Rahmen ihrer Personalho-
heit eingerdumt werden.

Die bisherige Altersgrenze von 63 Jahren wird fiir die Angehdrigen der Einsatzabteilungen der
Freiwilligen Feuerwehren angehoben (Satz 3). Die Zugehorigkeit zur Einsatzabteilung endet spa-
testens mit der Vollendung des 67. Lebensjahres. Die Verwendung des Begriffs ,spatestens” soll
verdeutlichen, dass die Mitgliedschaft jederzeit vorher beendet werden kann. Angehérige der Ein-
satzabteilung sind (und waren bisher) zu keiner Zeit verpflichtet, bis zum Erreichen der Altersgren-
ze Dienst zu leisten. Sie kdnnen jederzeit zu einem friheren Zeitpunkt, auch bei voller Gesundheit
in die Alters- oder Ehrenabteilung tUbertreten bzw. aufgenommen werden, ohne dass das Ansehen
der Person leidet.

Die gednderte Altersgrenze entspricht der Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 des Sechsten Buchs
des Sozialgesetzbuchs. Die Anhebung korrespondiert mit der in den vergangenen Jahrzehnten
kontinuierlich gestiegenen Lebenserwartung in Deutschland und der damit auch im héheren Alter
verbundenen guten Gesundheit vieler dlterer Menschen. Immer mehr Menschen sind objektiv auch
im hoheren Alter kérperlich und geistig fit. Gerade &ltere Feuerwehrleute sind eine wichtige Stiitze,
wenn es um die Sicherstellung der Einsatzbereitschaft tagsiber und besonders im landlichen
Raum geht. Des Weiteren ist es zur Férderung der Nachwuchsgewinnung der Freiwilligen Feuer-
wehr von zentraler Bedeutung, dass in den Wehren ausreichend Kameradinnen und Kameraden
zur Verfligung stehen, die ihre langjahrigen Erfahrungen an die jungen Menschen weitergeben
kénnen. Viele dltere Feuerwehrleute sind bis zum Ende ihres Feuerwehrdienstes mit groRem En-
gagement und Begeisterung aktiv, leisten gerne ihren freiwilligen Beitrag zur Kompensation der
oben dargestellten Problematik und sind damit fur die Feuerwehren vor Ort eine unverzichtbare
Stitze.

Dem Umstand, dass es sich beim Dienst der Feuerwehr um kérperlich stark beanspruchende Ta-
tigkeiten handelt, wird dadurch Rechnung getragen, dass fur den Einsatzdienst, unabhangig vom
Alter, weiterhin eine gesundheitliche Eignung gegeben sein muss. Demnach gilt fir altere wie auch
fur jungere Feuerwehrleute der Appell, dass jenseits der eigenverantwortlichen subjektiven Ein-
schatzung der korperlichen und geistigen Fitness der regelméfige Besuch des Arztes und dessen
Einschatzung der Einsatzfahigkeit maf3geblich sein sollte. Das Wort ,spatestens” hebt hervor, dass
Angehdrige der Einsatzabteilung, insbesondere wenn sie den Belastungen des Dienstes nicht mehr
gewachsen sind, auch vor Erreichen der Altersgrenze von 67 Jahren in die Altersabteilung ibertre-
ten kdnnen, ohne dass ihnen dadurch Nachteile erwachsen.

Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass die besondere Altersgrenze der Beamtinnen und
Beamten des Feuerwehrdienstes nach § 115 Abs. 1 Satz 1 NBG hiervon unberihrt bleibt.
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Zu Buchstabe b:

Die Regelung Uber die Gutschrift von Arbeitszeit tragt der beruflichen Praxis Rechnung, wonach
immer mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer keine festen Arbeitszeiten haben, sondern im
Rahmen einer Gleitzeitregelung selbst Uber Beginn und Ende ihrer tglichen Arbeitszeit entschei-
den koénnen.

Nach § 12 Abs. 3 NBrandSchG sind Angehdrige der Einsatzabteilung fur die Dauer ihrer Teilnahme
an Einsatzen und Alarmiibungen, bei Einsatzen auch fir den zur Wiederherstellung ihrer Arbeits-
oder Dienstféhigkeit notwendigen Zeitraum, von der Arbeits- oder Dienstleistung freigestellt. Die
Freistellung setzt jedoch nach der Rechtsprechung voraus, dass die Angehdrigen der Einsatzabtei-
lung in eine zeitliche Kollision zwischen dienstlichen und ehrenamtlichen Aufgaben geraten
(BVerwG, 2 C 8.84; Urteil vom 11. Dezember 1985). Eine Freistellung ist danach ausgeschlossen,
wenn Feuerwehrangehérige zu der Zeit, zu der sie ehrenamtlich tatig sein mussen, keinen Dienst
zu leisten haben.

Ist eine Gleitzeitregelung vereinbart, so besteht eine zeitlich konkretisierte Dienstleistungspflicht nur
im Rahmen der Kernarbeitszeit, da die oder der zum Dienst Verpflichtete nur in diesem Zeitraum
gehalten ist, ihre oder seine dienstlichen Verrichtungen zu festgelegten Zeiten zu erfullen. Wéhrend
der Gleitzeitphase besteht hingegen keine Verpflichtung zur Erbringung von Arbeitsleistung. Die
oder der Dienstpflichtige kann vielmehr innerhalb des Gleitzeitrahmens Beginn und Ende der tagli-
chen Arbeitszeit in gewissen Grenzen selbst bestimmen, ohne insoweit dem Direktionsrecht des
Dienstherrn zu unterliegen.

Ehrenamtliche Feuerwehrangehérige, die an der gleitenden Arbeitszeit teilnehmen, konnten daher
zur Austbung ihres Ehrenamts bisher nur innerhalb der Kernarbeitszeit freigestellt werden. Dies
hatte zur Folge, dass beispielsweise bei Vollzeitbeschéaftigten - je nach Gleitzeitregelung - taglich
héchstens fiinf Stunden (freitags vier Stunden) als Arbeitszeit gutgeschrieben werden konnten,
selbst wenn die Wahrnehmung des Ehrenamts bei der Feuerwehr einen vollen Arbeitstag in An-
spruch nahm. Die zur Erreichung der durchschnittlichen téaglichen Regelarbeitszeit fehlende Ar-
beitszeit mussten die ehrenamtlichen Feuerwehrangehérigen an anderen Arbeitstagen nachholen.

Eine Freistellung ausschlieRlich wahrend der Kernarbeitszeit ist nur zumutbar, wenn die Feuer-
wehrangehérigen den Zeitpunkt fiir die Wahrnehmung ihres Ehrenamts selbst bestimmen kdnnen.
Die Beschrankung der Freistellungsméglichkeit auf die Kernarbeitszeit fihrt besonders bei Feuer-
wehrangehdérigen, die an lang andauernden Einsatzen teilnehmen oder in gré3eren Stiitzpunktfeu-
erwehren mit hoher Einsatzbelastung tatig waren, zu erheblicher Zusatzbelastung, weil sie - man-
gels Rechtsgrundlage fur eine Gutschrift auf dem Arbeitszeitkonto - in groRerem Umfang Arbeits-
zeiten nacharbeiten missen.

Es darf allerdings aus der Gesetzesanpassung nicht uneingeschrankt der Schluss gezogen wer-
den, dass Feuerwehrangehdrige mit Gleitzeitregelung gegeniiber denjenigen mit festen Arbeitszei-
ten immerwahrend benachteiligt wurden.

§ 12 Abs. 3 Sétze 4 bis 7 sieht deshalb vor, dass kunftig einem Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr
folgende Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gutzuschreiben sind:

1. beifeststehender Arbeitszeit: Zeiten, die innerhalb der Arbeitszeit, liegen;
2. bei gleitender Arbeitszeit mit Kernarbeitszeit:

a) innerhalb der Kernarbeitszeit:
Zeiten, die innerhalb der Kernarbeitszeit liegen,

b) auerhalb der Kernarbeitszeit:
Zeiten, die innerhalb des Arbeitszeitrahmens liegen, hdchstens jedoch die auf diesen
Tag entfallende durchschnittliche Arbeitszeit, einschlie3lich der bereits erbrachten oder
noch zu erbringenden Arbeits- oder Dienstleistungen;

3. bei gleitender Arbeitszeit ohne festgelegte Kernarbeitszeit, Vertrauensarbeitszeit: hochstens
die Zeiten der auf diesen Tag entfallenden durchschnittlichen Arbeitszeit, einschlieRlich der
bereits erbrachten oder noch zu erbringenden Arbeits- oder Dienstleistungen.
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Durch Nummer 2 Buchst. b und Nummer 3 soll deutlich werden, dass durch den Feuerwehrdienst
keine ,Mehrarbeit* gutgeschrieben werden kann.

Voraussetzung fir die Gutschrift von Zeiten auRerhalb der Kernarbeitszeit, aber innerhalb des Ar-
beitszeitrahmens, oder von Zeiten ohne festgelegte Kernarbeitszeit sowie Vertrauensarbeitszeit ist,
dass das Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr den Zeitpunkt der ehrenamtlichen Tatigkeit nicht
selbst frei wahlen konnte.

Hinweis:

Fir gutgeschriebene Arbeitsstunden nach § 12 Abs. 3 Séatze 4 bis 7 haben die Mitglieder der Frei-
willigen Feuerwehr sowie Fihrungskrafte und Funktionstrager der Kreisfeuerwehr Anspruch auf
Entgeltfortzahlung (8 32 Abs. 1 und 3). Private Arbeitgeber haben im Gegenzug gegenuber den
Kommunen Anspruch auf Erstattung der fortgewahrten Leistungen (8§ 32 Abs. 2 und 3).

Zu Buchstabe c:
Die Anderung der Verweisung in § 12 Abs. 4 ist eine Folge der Neufassung von § 12 Abs. 2.
Zu Buchstabe d:

Die bisherige Regelung von § 12 Abs. 6 entfallt. Die Moglichkeit, dass Angehérige der Altersabtei-
lung auf Anforderung der Gemeindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters oder der
Ortsbrandmeisterin oder des Ortsbrandmeisters zu Ubungen und auf Anforderung der Einsatzleite-
rin oder des Einsatzleiters zu Einsatzen herangezogen werden, soweit sie die hierfir erforderlichen
gesundheitlichen und fachlichen Anforderungen erfiillen, hat sich nicht voll umfénglich bewahrt und
zu Verunsicherungen in den Reihen der Fuhrungskrafte gefiihrt.

Deshalb bietet sich hier Platz an, der fir eine Neufassung von 8 12 Abs. 6 genutzt wird.

Die Pflicht zur Teilnahme an Einsétzen zur Brandbek&dmpfung und Hilfeleistung sowie am Ausbil-
dungs- und Ubungsdienst (§ 12 Abs. 4) wird um die Pflicht zur Verschwiegenheit erganzt (§ 12
Abs. 6). Diese Pflicht gilt auch fur die Zeit nach Beendigung der ehrenamtlichen Tétigkeit. Die Ver-
schwiegenheitspflicht bezieht sich sowohl auf die Erteilung von Auskunften Uber Einsatze als auch
auf die Weitergabe von Bild- und Tonaufzeichnungen an die Offentlichkeit. Ein VerstoR gegen die-
se Pflicht kann zugleich ein Verstol3 gegen andere Rechtsvorschriften sein (z. B. 88 201 a ff,,
331 ff. und 353 b des Strafgesetzbuchs, 8§ 22 des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Wer-
ken der bildenden Kiinste und der Photographie).

Eine Regelung zur Pflichtenbelehrung befindet sich zwar in § 43 NKomVG. Allerdings finden die
Regelungen zu ehrenamtlich Tatigen nach den 88 38 ff NKomVG auf Mitglieder der Freiwilligen
Feuerwehren keine Anwendung, weil deren Rechtsverhaltnisse nahezu abschlieRend im Nieder-
sachsischen Brandschutzgesetz geregelt sind (vgl. Wefelmeier, NKomVG, Rn. 1 zu § 38) und sie
ausschlieBlich freiwillig und nicht nach § 38 Abs. 2 NKomVG in der Freiwilligen Feuerwehr tatig
sind. Es ist deshalb erforderlich, die Regelungen des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes um
eine Verschwiegenheitspflicht und die Pflichtenbelehrung zu erganzen. Die Belehrung hat die
Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte oder eine von dieser oder diesem
beauftragte Person (z. B. Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister) vorzunehmen. Soll es Perso-
nen geben, die im Auftrage des Hauptverwaltungsbeamten oder der Hauptverwaltungsbeamtin
Uber z. B. Einsatze Auskiinfte an die Presse erteilen sollen, dann sind diese Personen hierzu zu
ermachtigen. Diese Entbindung von der Verschwiegenheit ist erforderlich, da sonst zeitnahe Aus-
kinfte z. B. an die Presse durch Feuerwehrfiihrungskrafte nicht méglich sind und ohne Ausnah-
memaoglichkeit eine Ordnungswidrigkeit darstellen wirden.

Zu Nummer 3 (8 13 Abs. 3):

Die Ausweitung der Mitgliedschaft in der Jugendfeuerwehr bis zum Ablauf des Jahres, in dem das
18. Lebensjahr vollendet wird, erméglicht die Teilnahme an Wettbewerben der Jugendfeuerwehr,
ohne dass einzelne Mitglieder aus ihrer Wettbewerbsgruppe im laufenden Kalenderjahr dort aus-
scheiden mussen.
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Zu Nummer 4 (8 16):

In § 16 Abs. 1 Satz 1 wird durch die Einfugung klargestellt, dass wirtschaftliche Unternehmen und
Tréager o6ffentlicher Einrichtungen Werkfeuerwehren zum Schutz ihrer Unternehmen und Einrichtun-
gen aufstellen. Die Mdéglichkeit, dass wirtschaftliche Unternehmen und Tréger 6ffentlicher Einrich-
tungen Dritte mit der Wahrnehmung der ihnen obliegenden Aufgaben beauftragen kdnnen bleibt
davon unberihrt. Gleiches gilt fir eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung durch mehrere wirt-
schaftliche Unternehmen und Trager offentlicher Einrichtungen.

Die Aufnahme einer Betretungsbefugnis fir Beschéftigte des Landes (8 16 Abs. 6 Satz 2) vervoll-
sténdigt die seit 2012 geregelten Betretungsbefugnisse fur behérdliches Handeln (vgl. 8§ 2 Abs. 4
Satz 3 und 8§ 27 Abs. 2 Satz 4 NBrandSchG).

Zu Nummer 5 (§ 20):

In § 20 Abs. 4 Satz 2 wird die Altersgrenze der Ehrenamtlichen Fiihrungskrafte in der Freiwilligen
Feuerwehr an die neue Altersgrenze von 67 Jahren nach § 12 Abs. 2 Satz 3 angepasst.

Zu Nummer 6 (8 21):
Die Anderungen von § 21 dienen der Rechtssicherheit und Klarstellung.

Nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Lineburg (Beschluss vom 15. Oktober
2014, 11 LA 2/14) ist die Kreisfeuerwehr keine Freiwillige Feuerwehr im Sinne des Niedersachsi-
schen Brandschutzgesetzes. Daraus entstand eine gewisse Unsicherheit, ob die 88 32 bis 34 auf
FUhrungskrafte der Kreisfeuerwehr tiberhaupt entsprechend anwendbar sein kdnnten.

Auch ehrenamtlichen Fihrungskraften in der Kreisfeuerwehr und den eingesetzten Funktionstra-
gern (z. B. Kreisbereitschaftsfiihrer, Kreis-Beauftragte, Kreisausbilder oder Kreispressewarte) dir-
fen aus ihrer Tatigkeit - wie den Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr nach § 12 Abs. 1 Satz 2 -
keine Nachteile fur das Dienst- und Arbeitsverhéltnis erwachsen.

Insoweit bedarf es einer Klarstellung, dass die entsprechenden Regelungen, die fur Mitglieder der
Freiwilligen Feuerwehren gelten, auch fiir Fihrungskrafte und Funktionstragerinnen und Funktions-
trager in der Kreisfeuerwehr anzuwenden sind.

§ 21 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 11 stellt klar, dass Fihrungskrafte und Funktionstragerinnen und Funk-
tionstrager in der Kreisfeuerwehr das Recht auf Freistellung von der Arbeits- und Dienstleistung fur
die Teilnahme an Einsatzen und Alarmibungen sowie an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen
(vgl. 8 12 Abs. 3 Satze 1 und 2) fur sich in Anspruch nehmen kénnen. Sie haben bei Freistellungen
Anspruch auf die Gutschrift von Arbeitszeit bei gleitender Arbeitszeit (vgl. 8 12 Abs. 3 Satze 4
bis 7). Gleichermal3en besteht fiir sie die Verpflichtung zur Verschwiegenheit (vgl. § 12 Abs. 6).

Hinweis:

Gleichermalen besteht fir FUhrungskréfte, Funktionstragerinnen und Funktionstrager in der Kreis-
feuerwehr das Recht auf eine erganzende Absicherung im Dienst (§ 32 a).

In der Folge haben die Landkreise Arbeitgebern fortgewahrtes Arbeitsentgelt oder Selbststandigen
ihren entstandenen Verdienstausfall zu ersetzen (§ 32), ihnen Entschadigungen zu gewéahren
(8 33) und Schadensersatz zu leisten (8§ 34).

Zu Nummer 7 (8 22):

Mit der Mdoglichkeit der Ubertragung der Aufgabe der Bestellung von Regierungsbrandmeisterinnen
oder Regierungsbrandmeistern (§ 22 Abs. 1) wird der Bedeutung der Mittelinstanz im Bereich des
Brandschutzes Rechnung getragen, zumal die personalrechtlichen Befugnisse bereits bei den dor-
tigen Landesbehdrden liegen. Insoweit erfolgt eine Vervollstandigung der Ubertragung von Aufga-
ben auf obere Landesbehdorden (vgl. 88 16 und 23 Abs. 4).

Die Einrichtung von Aufsichtsbereichen nach § 6 Abs. 3 Satz 1 durch das Fachministerium bleibt
hiervon unberuhrt.

In § 22 Abs. 2 Satz 2 wird klargestellt, dass auch Regierungsbrandmeisterinnen und Regierungs-
brandmeistern keine Nachteile fiir das Dienst- und Arbeitsverhdltnis erwachsen dirfen (vgl. § 12
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Abs. 3 Satze 1 und 2). Sie verfiigen als Landesehrenbeamtinnen und Landesehrenbeamte ebenso
Uber das Recht auf Freistellung von der Arbeits- und Dienstleistung fur die Teilnahme an Einsatzen
und Alarmibungen sowie an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen (vgl. § 12 Abs. 3 Séatze 1 und 2
NBrandSchG). Sie haben bei Freistellungen Anspruch auf die Gutschrift von Arbeitszeit bei gleiten-
der Arbeitszeit (vgl. § 12 Abs. 3 Séatze 4 bis 7). Gleichermalen besteht fiir sie die Verpflichtung zur
Verschwiegenheit (vgl. § 12 Abs. 6).

Die Altersgrenze von 67 Jahren gilt auch flr Regierungsbrandmeisterinnen und Regierungsbrand-
meister.

Zu Nummer 8 (8 23):

Bislang besteht vonseiten der Feuerwehren die Sorge, dass auf der Grundlage von 8§ 23 Abs. 4 -
soweit die vom Fachministerium bestimmte Landesbehdrde eine Polizeiverwaltungsbehdrde (Poli-
zeidirektion) ist - Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte befugt waren, den Kommu-
nen Weisungen zu erteilen, die Einsatzleiterin oder den Einsatzleiter zu bestimmen oder die Ein-
satzleitung zu Ubernehmen, wenn ein dringendes o6ffentliches Interesse dies erfordert.

Das Eintreten eines solchen Einsatzfalles erscheint jedoch insgesamt eher unwahrscheinlich, da er
in der Regel zur Feststellung des Katastrophenfalles fuhren dirfte und die Regelungen des Nieder-
sachsischen Brandschutzgesetzes insoweit nicht mehr anzuwenden sind.

Dennoch erscheint eine Anpassung der Regelung notwendig, um deutlich zu machen, dass ,Feu-
erwehr durch Feuerwehr* gefihrt wird.

Durch die Anpassung wird fir die Landesebene nunmehr bestimmt, dass - wie bereits auf der Ge-
meinde- und Kreisebene - eine feuerwehrtechnische Beamtin oder ein feuerwehrtechnischer Beam-
ter

— die Einsatzleiterin oder den Einsatzleiter bestimmen kann oder
— die Einsatzleitung an sich ziehen kann,
wenn ein dringendes 6ffentliches Interesse dies erfordert.

Diese Befugnis gilt gleichermaRen fir Berufsbeamtinnen und Berufsbeamte wie fiir Ehrenbeamtin-
nen und Ehrenbeamte des Landes, soweit sie mindestens Uber die Verbandsfiihrerqualifikation ver-
fugen.

Die Ubertragung einer solchen ,personenbezogenen* hierarchischen Struktur auch auf die Landes-
ebene ist mit der Befugnis der Weisungserteilung an Kommunen nicht mehr vereinbar. Nur Behor-
den kdnnen anderen Behdrden Weisungen erteilen, nicht jedoch Einzelpersonen. Deshalb entfallt
diese bisherige Option.

Zu Nummer 9 (8§ 27 Abs. 2):

Mit der Durchfiihrung der Brandverhutungsschau kénnen seit 2012 geeignete Dritte beauftragt
werden. Diese Mdéglichkeit der Beauftragung haben bis heute weder Landkreis noch eine kreisfreie
Stadt in Erwagung gezogen.

Hieraus kann nach nunmehr vier Jahren abgeleitet werden, dass die Kommunen keine Notwendig-
keit fur eine Beauftragung sehen und weiterhin eigenes Personal fur die Durchfiihrung einsetzen
wollen. Gestltzt wird diese Folgerung auch durch eine gleichlautende Stellungnahme der kommu-
nalen Spitzenverbénde, aber auch des Landesfeuerwehrverbandes, die sie bereits in der Ver-
bandsanhdrung zum Niederséchsischen Brandschutzgesetz gegeniiber dem Niedersachsischen
Landtag im Jahr 2012 ge&auRert haben. Deshalb soll diese Beauftragungsoption entfallen.

Zu Nummer 10 (8 31):

§ 31 wird in den Abséatzen 1 und 3 hinsichtlich der Erstattung von Kosten an den insoweit geénder-
ten § 29 angepasst.
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Zu Nummer 11 (8§ 32):
Zu Buchstabe a:

In 8 32 Abs. 1 Satz 1 erfolgt die Anpassung der Fortzahlung des Arbeitsentgeltes an die Gutschrift
von Arbeitszeiten nach § 12 Abs. 3 Satze 4 bis 7 bei Freistellung von der Arbeits- und Dienstleis-
tung.

Zu Buchstabe b:

Mit 8 32 Abs. 2 Satze 6 und 7 wird den Gemeinden die Mdglichkeit ertffnet, Arbeitgebern Uber die
Erstattung der Fortzahlung des Arbeitsentgelts hinaus entstandene zusétzliche Kosten zu erstatten.
Mit der Freistellung entstehen oftmals zusatzliche Organisationskosten, um den Ausfall einer Ar-
beitskraft im Betrieb ausgleichen zu kénnen. Zudem kénnen zusétzliche Kosten fur eine Ersatzkraft
durch z. B. Uberstundenzuschlage oder Ahnliches anfallen. Auch weil diese Kosten nach der bishe-
rigen gesetzlichen Regelung nicht voll ausgeglichen werden kdnnen, sinkt die Bereitschaft privater
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Arbeitskrafte fir die Tatigkeit in der Freiwilligen Feuerwehr frei-
zustellen. Es obliegt der Entscheidung des jeweiligen Aufgabentragers, ob er eine solche Kosten-
erstattung gewéhrt. Da diese Kosten in der Regel nicht nachweisbar und Uberprifbar sein durften,
erscheint grundsétzlich ein pauschalierter Zuschlag mdglich. In Anlehnung an die standardisierten
Personalkosten kdnnte eine pauschale Erstattung in Héhe von 15 % angemessen erscheinen. Die
Hohe der Erstattung wird in der Satzung festgelegt.

Zu Buchstabe c:

In § 32 Abs. 3 erfolgt die Klarstellung, dass § 29 Abs. 1 und 2 auch fur ehrenamtliche Fuhrungskréaf-
te und Funktionstrager in der Kreisfeuerwehr sowie ehrenamtliche Fuhrungskrafte des Landes gilt.

Zu Nummer 12 (8 32 a):

Neu eingefugt wird § 32 a (Leistungen bei Gesundheitsschaden). Die Feuerwehr-Unfallkasse Nie-
dersachsen (FUK) ist der gesetzliche Unfallversicherungstrager fir ehrenamtlich tatige Feuer-
wehrmitglieder nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 des Siebten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB VII). Auch
die Feuerwehrehrenbeamtinnen und -beamten sind tber die FUK versichert. Als gesetzlicher Un-
fallversicherungstréager darf die FUK nur Leistungen nach dem Siebten Buch des Sozialgesetz-
buchs erbringen. Dazu gehéren auch Mehrleistungen nach § 94 SGB VII.

Bei Gesundheitsschaden im Feuerwehrdienst, die aus medizinischen Griinden nicht als Arbeitsun-
falle im Sinne der Gesetzlichen Unfallversicherung anerkannt werden dirfen, darf die FUK hinge-
gen keine Leistungen erbringen.

Die Zahl von Gesundheitsschaden, deren Ursache in medizinischen Gutachten auf degenerative
Vorerkrankungen zurtckgefuhrt wird, nimmt jedoch zu. Diese ,Unfélle” ereignen sich zwar wahrend
des Feuerwehrdienstes, die Erkrankung ist jedoch so leicht ansprechbar, dass dem Feuerwehr-
dienst lediglich eine Gelegenheitsursache zugebilligt wird. Ein gesetzlicher Unfallversicherungsan-
spruch auf eine Entschadigungsleistung durch die FUK besteht nicht.

Leider stolRen Ablehnungen der FUK aus medizinischen Griinden oftmals auf Unverstandnis, weil
Ehrenamtliche im Feuerwehrdienst fir das Gemeinwohl tatig sind und auch ihr Leben dabei einset-
zen. Diese gesetzlich vorgesehenen Ablehnungen erzeugen wiederkehrend Unruhe in den Reihen
der Feuerwehren Uber eine vermeintlich unzureichende soziale Absicherung.

Deshalb sei es erlaubt an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass in den Féllen, in denen die FUK
keine Leistungen nach dem Siebten Buch des Sozialgesetzbuchs erbringen darf, in der Regel ein
anderes Sozialsystem den erlittenen Gesundheitsschaden des Mitglieds einer Freiwilligen Feuer-
wehr ausgleicht, sodass keine soziale Notlage auftritt. In vielen Fallen lauft ohnehin die Heilbehand-
lung bis zur Ablehnung des Versicherungsfalls durch die FUK zu deren Lasten.

Dennoch soll eine verbindliche Ergdnzung zum gesetzlichen Unfallversicherungsschutz und zu den
sonstigen sozialen Sicherungssystemen auf der Rechtsgrundlage des Brandschutzgesetzes nach-
prufbare Nachteile fir alle Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr aus sozialen Griinden sachgerecht
ausgleichen (8 32 a Abs. 1 und 2).
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Bei der Festlegung ausgleichender Leistungen gilt es das Abstandsgebot zu wahren. Ungleiche
Sachverhalte dirfen nicht gleich behandelt werden. Insoweit scheidet allein aus verfassungsrechtli-
chen Griinden eine vollstindige Angleichung an Leistungen aus, die Personen nach einem Ar-
beitsunfall erhalten.

Nach Absatz 1 Satz 1 haben die Mitglieder der Freiwilliger Feuerwehren in entsprechender Anwen-
dung der Richtlinie fir die Gewahrung von Mehrleistungen (Anlage zu § 21 Abs. 3 der Satzung der
Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen vom 6. April 2011 - 6ffentlich bekannt gemacht im Internet
unter www.fuk.de)

1.  Anspruch auf Leistungen nach § 2 der Richtlinie und

2. unter den Vorrausetzungen des § 1 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie Anspruch auf Tagegeld nach
§ 2 Abs. 5 und 6 der Richtlinie mit der Maf3gabe, dass dieses nur ab dem 15. Tag und langs-
tens bis zum 60. Tag der Arbeitsunféhigkeit gezahlt wird.

Die Begrenzung der Leistungen auf diese beiden ausgewahlten Mehrleistungen der Feuerwehr-
Unfallkasse Niedersachsen ist sozial zu begriinden und wird als sachgerecht und ausreichend be-
trachtet. Eine Ausweitung der Leistungen auch auf die Ubernahme z. B. der Eigenanteile bei ver-
schreibungspflichtigen Medikamenten oder die Ubernahme der Kosten fiir zusatzliche physiothera-
peutische MalRnahmen, die von der gesetzlichen Krankenversicherung nicht ibernommen werden,
ist mit einem erheblichen und nicht mehr im Verhaltnis stehenden Verwaltungsaufwand verbunden.
Auf der anderen Seite waren weitere Leistungen mit dem Abstandsgebot nicht mehr vereinbar.

Anspriiche aus anderen Rechtsverhdaltnissen gehen Anspriichen gegentiber dem Fonds vor (Ab-
satz 1 Satz 2). 8 116 des Zehnten Buchs des Sozialgesetzbuchs gilt entsprechend, weil sonst et-
waige Schadensersatzanspriche gegen Dritte nicht auf die FUK Ubergehen wirden und die FUK
keine Regressmdglichkeiten hatte (Absatz 1 Satz 3).

Zur Befriedung der Anspriiche der Mitglieder Freiwilliger Feuerwehren, deren Gesundheitsschaden
im Feuerwehrdienst entstanden sind, die aber keinen Arbeitsunfall im Sinne der Gesetzlichen Un-
fallversicherung darstellen, richtet die FUK einen Fonds ein (Absatz 2 Satz 1).

Nach Absatz 2 Satz 2 werden die Mittel fir den Fonds auf die Landkreise und kreisfreien Stadte
entsprechend § 185 Abs. 2 SGB VIl umgelegt. Nach Absatz 2 Satz 3 richtet sich die Hohe der Zah-
lungen nach der Zahl der Einwohnerinnen oder Einwohner. Diese Form der Finanzierung ist sach-
gerecht, weil sie gemeinsam mit den Mitteln fiir die Ausgaben der FUK umgelegt werden kann und
so zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes beitragt. Nach ersten Schatzungen der FUK wiirde
die Umlage fur den Fonds 0,5 Eurocent pro Einwohnerin und Einwohner betragen.

Einzelheiten zur Finanzierung des Fonds werden in der Satzung der FUK festgelegt (Absatz 2
Satz 4).

Zu Nummer 13 (8 33):
Zu den Buchstaben a und b:

Mit der in 2012 im Niedersachsischen Brandschutzgesetz eingefiihrten eigensténdigen abschlie-
Renden Entschadigungsregelung ist die Entschadigungsoption nach § 44 Abs. 1 Satz 2 NKomVG
entfallen. Mit dem neu in 8 33 Abs. 4 eingefugten Satz 3 und neu angefiigten Absatz 5 wird eine
vergleichbare Option wieder aufgenommen. Damit wird fir Personen, die keinen Anspruch auf Ver-
dienstausfall geltend machen kdnnen, der Regelungsstand wieder hergestellt, der bis zum AulRer-
krafttreten des alten Niederséchsischen Brandschutzgesetzes in 2012 galt.

Zu den Buchstaben c und d:
Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen.
Zu Nummer 14 (8 37):

Ein Verstol3 gegen § 12 Abs. 6 soll mit einer Ordnungswidrigkeit geahndet werden. § 37 Abs. 1
Nr. 1 enthalt die entsprechende neue Regelung. Die bisherigen Nummern 1 bis 10 werden Num-
mern 2 bis 11.
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Zu Nummer 15 (8§ 40):

Die Einrichtung des nach § 32 a NBrandSchG. vorgesehenen Fonds erfordert fur die FUK etwas
Vorlauf. Zum einen mussen die entsprechenden Mittel bereitgestellt werden (die im laufenden
Haushalt nicht eingestellt sind), zum anderen muss die Frage der haushaltsrechtlichen Verbuchung
mit der Aufsichtsbehoérde abgestimmt werden. Daher sollte die einschlagige Vorschrift nicht am Tag
nach der Verkindung des Gesetzes, sondern abweichend erst zum 1. Januar 2019 in Kraft treten.
Bis zu diesem Zeitpunkt eintretende Hartefalle kbnnen iber bestehende Hartefonds geldst werden.

Zu Artikel 2:

Die Aufnahme einer Betretungsbefugnis auch fiir Beschaftigte des Landes (§ 16 Abs. 6 Satz 2)
schlielt eine Regelungsliicke zu den bisherigen Betretungsregelungen im Niederséchsischen
Brandschutzgesetz. Mit ihr erfolgt eine weitere Einschrankung des Grundrechts auf Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes). Auch wenn die Einschréankung dieses Grund-
recht bereits nach 8§ 39 zitiert ist, wird mit Artikel 2 dieses Gesetzes im Hinblick auf die erfolgte Er-
weiterung der Warn- und Kontrollfunktion des Zitiergebotes Rechnung getragen.

Zu Artikel 3:

Wegen der Einfigung von drei neuen Paragrafen empfiehlt sich die Aktualisierung des Inhaltsver-
zeichnisses, die nicht Gegenstand dieses Anderungsgesetzes ist. Auch wegen der besseren Les-
barkeit wird das Niedersachsische Ministerium fiir Inneres und Sport zur Neubekanntmachung des
Gesetzes ermachtigt.

Zu Artikel 4:

Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes, das am Tag nach seiner Verkiindung erfolgen
soll.

o6 (Verteilt am 27.02.2018)



	Drucksache 18/420
	Gesetzentwurf
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes
	Entwurf
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes
	Artikel 1 - Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes
	Artikel 2 - Einschränkung von Grundrechten
	Artikel 3 - Neubekanntmachung
	Artikel 4 - Inkrafttreten
	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	B. Besonderer Teil


